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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
— Nr. 18, 


(Nr. 9621.) Geſetz, betreffend Aenderung des Wahlverfahrens. Vom 29. Juni 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie für 
den Umfang derſelben, mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


$. 1. 

Für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten werden die Urwähler nach 
Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staats⸗, Gemeinde-, Kreis-, 
Bezirks⸗ und Provinzialſteuern in drei Abtheilungen getheilt, und zwar in der 
Art, daß auf jede Abtheilung ein Dritttheil der Geſammtſumme der Steuer⸗ 
beträge aller Urwähler fällt. 

Für jede nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagte Perſon iſt an Stelle 
dieſer Steuer ein Betrag von drei Mark zum Anſatz zu bringen. 


§. 2. 

Urwähler, welche zu einer Staatsſteuer nicht veranlagt ſind, wählen in 
der dritten Abtheilung. 

Verringert ſich in Folge deſſen die auf die erſte und zweite Abtheilung 
entfallende Geſammtſteuerſumme, fo findet die Bildung dieſer Abtheilungen in 
der Art ſtatt, daß von der übrig bleibenden Summe auf die erſte und zweite 
Abtheilung je die Hälfte entfällt. 


$. 3. 
Wo direkte Gemeindeſteuern nicht erhoben werden, treten an deren Stelle 
die vom Staate veranlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. 


$. 4. 
Auch in Gemeinden, welche in mehrere Urwahlbezirke getheilt ſind, wird 
für jeden Urwahlbezirk eine beſondere Abtheilungsliſte gebildet. 
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$. 5. 

In den Stadt: und Landgemeinden, in welchen die Bildung der Wähler⸗ 
abtheilungen für die Wahlen zur Gemeindevertretung nach dem Maßſtabe direkter 
Steuern ſtattfindet, werden dieſe Abtheilungen fortan allgemein in der durch die 
$$. 1 bis 3 für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten vorgeſchriebenen Weiſe 
gebildet. 

Unberührt bleiben die Beſtimmungen der Gemeindeverfaſſungsgeſetze, nach 
denen die Ausübung des Wahlrechts an die Entrichtung beſtimmter Steuerſätze 
geknüpft iſt oder geknüpft werden kann. 


$. 6. 

Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das Geſetz, 
betreffend Aenderung des Wahlverfahrens, vom 24. Juni 1891 (Geſetz-Samml. 
S. 231) werden aufgehoben. 

rt 

Bis zum Erlaſſe des Wahlgeſetzes werden die Beſtimmungen der Artikel 71 
und 115 der Verfaſſungsurkunde, ſoweit ſie den vorſtehenden Beſtimmungen ent⸗ 
gegenſtehen, außer Kraft geſetzt. 

$. 8. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft, 
jedoch erhalten §. 3 und für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten die Vor⸗ 
ſchrift des §. 1, wonach bei der Bildung der Urwählerabtheilungen die direkten 
Gemeinde, Kreis-, Bezirks- und Provinzialſteuern in Anrechnung zu kommen 
haben, erſt mit dem Inkrafttreten des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staats⸗ 
ſteuern Geltung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, den 29. Juni 1893, 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


